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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Einwirkung von 
Kriegssachschäden an Gebäuden auf 
Miet- und Paditverhältnisse 
- Nr. 507 der Drucksadien - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die 
Einwirkung von Kriegssachschäden 
an Gebäuden auf Miet- und 
Pachtverhältnisse 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§1 

( 1 ) Die Verordnung über die Ein- 
wirkung von Kriegssachschäden an 
Gebäuden auf Miet- und Pacht- 
verhältnisse vom 28 .September 1943 
(RGBL I S. 546) wird aufgehoben. 

(2) Soweit auf Grund der 
aufgehobenen Verordnung 
Rechtsänderungen cinge- 
treten sind, hat es dabei 
sein Bewenden. 

§2 

(1) Die Vertragsverhältnisse, die 
nach § 1 Absatz 1, § 5 bis § 7 
Absatz 1 der aufgehobenen Ver- 
ordnung bestehen geblieben sind, 
erlöschen mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die 
Einwirkung von Kriegssachschäden 
an Gebäuden auf Miet- und 
Pachtverhältnisse 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Verordnung über die Einwir- 
kung von Kriegssachschäden an 
Gebäuden auf Miet- und Pachtver- 
hähnisse vom 28. September 1943 
(RGBl. I S. 546) wird aufgehoben. 


. § 2 

(1) Die Vertragsverhältnisse, die 
nach § 1 Absatz 1, § 5, § 6 und 
§ 7 Absatz 1 der aufgehobenen 
Verordnung bestehen geblieben 
sind, erlöschen mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


(2) Das Erlöschen nach Absatz 1 
tritt nicht ein, soweit 

a) die Räume bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes 
durch den Nutzungsbe- 
rechtigten bezogen worden 
sind oder 

b) der Nutzungsberechtigte 
bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zwecks Wieder- 
herstellung des früheren 
Nutzungsverhältnisses 
die Instandsetzung, insbe- 
sondere durch persönliche Mit- 
arbeit oder Stellung von Ar- 
beitskräften, Beschaffung von 
Material oder Kapital, Dar- 
lehensgewährung, Schuld- oder 
Kostenübernahme nachhal- 
tig gefördert hat, oder 

c) die Vertragsparteien zwischen 
dem 20. Juni 1948 und dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes ein Abkom- 
men getroffen haben, das 
die Fortsetzung des Ver- 
trages zur Voraussetzung hat. 


(3) Darüber, ob die Voraussetzungen 
der Absätze 1 oder 2 vorlicgen, 
entscheiden die ordentlichen Ge- 
richte. 


(2) Das Erlöschen nach Absatz 1 
tritt nicht ein, soweit 

a) die Räume bis zum 27. April 
1950 durch den Benutzungs- 
berechtigten bezogen worden 
sind oder 

b) die Vertragsparteien zwischen 
dem 20. Juni 1948 und dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes einen auf den 
Wiederaufbau oder die Wie- 
derherstellung bezüglichen 
Vertrag geschlossen haben, 
der die Fortsetzung des Ver- 
tragsverhältnisses zur Vor- 
aussetzung hat, oder 


c) der Benutzungsberechtigte 
den Wiederaufbau oder die 
Wiederherstellung derRäumc 
vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erheblich gefördert 
hat, insbesondere durch per- 
sönliche Mitarbeit oder Stel- 
lung von Arbeitskräften, Be- 
schaffung von Material oder 
Kapital, Darichensgewährung, 
Schuld- oder Kostenüber- 
nahme; bei öffentlich ge- 
förderten Wohnungen und 
Wohnräumen (§ 16 Absatz 1 
des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes vom 24. April 1950 
— BGBl. S. 83), die nach 
dem 31. Dezember 1949 be- 
zugsfertig geworden sind, 
steht ein angemessener Bei- 
trag zur Finanzierung der 
Wohnung nach § 22 Absatz 3 
des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes einer erheblichen 
Förderung gleich. 

Soweit die Räume bis zum Ende 
des Jahres 1951 nicht bezugsfertig 
werden, erlischt das Vertragsver- 
hältnis mit diesem Zeitpunkt. 

(3) Darüber, ob die Voraussetzungen 
der Absätze 1 oder 2 vorlicgen, 
entscheiden die ordentlichen Ge- 
richte. 
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Entwurf 

§3 

(1) Ist ein Vertrags Verhältnis nach 
§ 2 Absatz l erloschen, so kann 
der frühere Nutzungsbe- 
rechtigte, der Leistungen 
zur Instandsetzung erbracht 
hat, eine angemessene Entschädi- 
gung für seine Aufwendungen 
verlangen, sofern er nicht bereits 
in anderer Weise ein Entgelt er- 
halten hat. Von Verpflichtungen, 
die er gegenüber Dritten über- 
nommen hat, ist er auf sein Ver- 
langen frcizustcllen. Vo n i h m 
gewährte Darlehen können unter 
Einhaltung der gesetzlichen Frist 
gekündigt werden. 


(2) Durch das Erlöschen des Ver- 
tragsverhältnisses wird der bishe- 
rige Nutzungsberechtigte 
von einer Verpflichtung, zur Wie- 
derherstellung des Gebäu- 
des weiterhin beizutragen, frei , 

§ 4 

(1) Bleibt ein Vertrags Verhältnis 
nach § 2 Absatz 2 bestehen, er- 
fordert aber die dem Über- 
lassungspflichtigen oblie- 
gende Instandsetzung der 
Räume einen unwirtschaft- 
lich hohen Aufwand oder 
treffen die Kosten der In- 
standsetzung den Überlas- 
sungspflichtigen unter Be- 
rücksichtig um g seiner Ver- 
hältnisse unbillig hart, so 
entfällt insoweit seine In- 
standsetzungspflicht mit 
dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Durch die bishe- 
rige Unterlassung der In- 
standsetzung entstandene 
Ansprüche erlöschen. 

(2) War oder ist dem Überlas- 
sungspflichtigen der Wiederaufbau 
nur gegen die Verpflichtung mög- 
lich, die Räume einem Dritten 
zur Nutzung zu überlassen, oder 
kann ihm aus einem anderen durch 
den Wiederaufbau bedingten zwin- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 3 

(1) Ist ein Vertragsverhältnis nach 
§ 2 Absatz 1 erloschen, so kann 
der bisherige Benutzungsberechtig- 
te, der zum Wiederaufbau oder 
zur Wiederherstellung beigetragen 
hat, eine angemessene Entschädi- 
gung iür seine Aufwendungen vom 
Überlassungspflichtigen verlangen, 
soweit er nicht bereits in anderer 
Weise ein Entgelt erhalten hat. 
Von Verpflichtungen, die er gegen- 
über Dritten übernommen hat, ist 
er auf sein Verlangen vom Über- 
lassungspflichtigen zu befreien. 
Darlehen des bisherigen Benut- 
zungsberechtigten können unter 
Einhaltung der gesetzlichen Frist 
gekündigt werden. 

(2) Durch das Erlöschen des Ver- 
tragsverhältnisses wird der bishe- 
rige Benutzungsberechtigte von 
einer Verpflichtung frei, zum Wie- 
deraufbau oder zur Wiederher- 
stellung beizutragen. 

§ 4 

(i) Bleibt ein Vertragsverhältnis 
nach § 2 Absatz 2 Buchstabe c 
bestehen, so wird der Überlas- 
sungs’pflichtige von einer durch' 
den Vertrag begründeten Ver- 
pflichtung zum Wiederaufbau oder 
zur Wiederherstellung der Räume 
frei, soweit der erforderliche Auf- 
wand unwirtschaftlich ist oder 
dem Überlassungspflichtigen mit 
Rücksicht auf seine Verhältnisse 
nicht zugemutet werden kann. 


( 2 ) War oder ist dem Überlassungs- 
pflichtigen der Wiederaufbau oder 
die Wiederherstellung nur gegen die 
Verpflichtung möglich, die Räume 
einem Dritten zur Benutzung zu 
überlassen, oder kann ihm aus einem 
anderen durch den Wiederaufbau 
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Entwurf 

gcnden Grunde die Fortsetzung 
des Vertragsverhältnisses nicht zu- 
gemutet werden, so kann er auf 
Aufhebung des Vertragsverhält- 
nisses klagen. § 3 Absatzl ist 
entsprechend an7uwenden. Die 
Klage muß spätestens bis 

3 1. Dezember 1 950 erhoben 
werden. Auf das Verfahren sind 
die Bestimmungen des Mieter- 
schutzgesetzes anzuwenden. 

§ 5 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
tritt das Bremische Gesetz zur 
Aufhebung der Verordnung über 
die Einwirkung von Kriegssach- 
schäden an Gebäuden auf Miet- und 
Pachtverhältnisse vom 25. Oktober 
1 948 (Gesetzblatt der Freien Hanse- 
stadt Bremen S. 200) außer Kraft. 
Soweit auf Grund des aufgehobenen 
Gesetzes Vertrags Verhältnisse er- 
loschen sind, behält es dabei sein 
Bewenden. Ist ein Vertragsverhält- 
nis auf Grund des § 2 des aufge- 
hobenen Gesetzes erloschen, so ist 
§ 3 dieses Gesetzes entsprechend 
anzuwenden. Auf Vertragsverhält- 
nisse, die auf Grund des § 2 des 
aufgehobenen Gesetzes bestehen 
geblieben sind oder deren Auf- 
rechterhalrung Gegenstand eines 
nicht abgeschlossenen Verfahrens 
nach § 2 Absatz 2 des aufgehobe- 
nen Gesetzes ist, sind die §§ 2 bis 

4 dieses Gesetzes entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Verfahren, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf Grund des 
§ 1 Absatz 2 der aufgehobenen 
Verordnung vom 28. September 
1943 oder auf Grund des § 4 des 
aufgehobenen Bremischen Gesetzes 
vom 25. Oktober 1948 bei den Fest- 
stellungsbehörden anhängig sind, 
werden von diesen nadi den bis- 
her geltenden Vorschriften zu Ende 
geführt. 


Beschlüsse des 23. Ausschlusses 

oder die Wiederherstellung be- 
dingten zwingenden Grunde die 
Fortsetzung des Vertragsverhälc- 
nisses nicht zugemutet werden, so 
kann er auf Aufhebung des Ver- 
tragsverhähnisses klagen. Auf das 
Verfahren sind die Bestimmungen 
des Mieterschutzgesetzes anzuwen- 
den. Wird das Vertragsverhältnis 
aufgehoben, so ist § 3 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 5 

unverändert 
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